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Schncllbrief 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

IV B 2 - 4731/4 - 741/53" Bonn, den 18. Januar 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ausführung des Dritten Abschnitts Zweiter Titel „Landwirtschaft” 
des Bundesvertriebenengesetzes 

Bezug: Kleine Anfrage 13 der Fraktion der SPD - Drucksache 142 - 


Die Kleine Anfrage 13 betreffend Ausführung 
des Dritten Abschnitts Zweiter Titel „Land- 
wirtschaft ” des Bundesvertriebenengesetzes 
(BVFG) wird im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Finanzen und 
für Vertriebene wie folgt beantwortet: 

Zu Nr, 1 

Der Erlaß vom 24. November 1953 konnte 
erst zu diesem Zeitpunkt ergehen, weil er 
Richtlinien und Erläuterungen enthält, die 
erst nach einer gewissen Erfahrung in der 
praktisclien Durchführung des Gesetzes her- 
ausgegeben werden konnten. Zudem erforderte 
der Erlaß längere Verhandlungen mit den 
Ländern, die nach dem Grundgesetz für die 
Ausführung des Titels „Landwirtschaft” des 
BVFG zuständig sind. 

Zu Nr. 2 

Der Anforderung des § 46 Abs. 1 Nr. 1 BVFG 
wird dadurch genügt, daß für jedes der Jahre 
bis 1957 ein Siedlungsprogramm auf gestellt 
wird. Ein Siedlungsprogramm für 1953 kam 
nicht mehr in Betracht, weil das BVFG nicht, 
wie bei Abfassung des § 46 noch gedacht 
worden war, am 1. Januar 1953, sondern erst 
am 5. Juni 1953 in Kraft getreten ist. Für 
die Jahre 1954 und 1955 sind auf Grund 
der von den Ländern beigebrachten Unter- 
lagen und der mit den Ländern geführten 
Verhandlungen Siedlungsprogramme so weit 


vorbereitet, daß der Anlauf der Siedlungs- 
maßnahmen rechtzeitig im Frühjahr 1954 
gewährleistet ist. 

Zu Nr. 3 und 4 

Für die Verteilung, Verwendung und Kontrolle 
der nach § 46 Abs. 2 des BVFG den Ländern 
darlehensweise überlassenen Mittel aus dem 
Lastenausgleichsfonds sind im Einvernehmen 
mit den Herren Bundesministern der Finanzen 
und für Vertriebene sowie im Benehmen mit 
dem Herrn Präsidenten des Bundesausgleiclis- 
amtes Richtlinien am 31. Juli 1953 erlassen. 

Für die Bundeshaushaltsmittel sind entsprechen- 
de Richtlinien gemäß §§ 46 Abs. 3 und 67 
BVFG im Entwurf auf gestellt worden, über 
die mit den beteiligten Bundesressorts sowie 
mit dem Bundesrechnungshof und den Ländern 
verhandelt ist. Die Verhandlungen waren des- 
halb sehr umfangreich und erforderten eine 
gewisse Zeit, weil das BVFG die Finanzierung 
der ländlichen Siedlung auf eine neue Grund- 
lage stellt, die zu einer Vereinfachung der 
Siedlungsfinanzierung genutzt werden soll. 
Die Verhandlungen stehen vor dem Abschluß, 
so daß mit der Veröffentlichung der Richt- 
linien Ende Januar, spätestens Anfang Februar 
gerechnet werden kann. 

Zu Nr. 5 

Für die Siedlung vom Hofe aus ist in dem 
Erlaß vom 24. November 1953 eine Sonder- 
regelung Vorbehalten, weil es sich dabei um 
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ein Problem handelt, das nicht alle, sondern 
nur einzelne Länder betrifft. Über den Inhalt 
dieser Sonderregelung werden noch Verhand- 
lungen mit den beteffenden Ländern geführt. 

Zu Nr. 6 

Für die Eingliederung der Vertriebenen und 
Sowjetzonenflüchtlinge in die Landwirtschaft 
kommen von den Mitteln, die im Bundes- 
haushalt für das Rechnungsjahr 1953 für die 
Förderung der ländlichen Siedlung vorgesehen 
sind, rund 74 Mio DM in Betracht. Aus Lasten- 
ausgleich smitteln stehen außerdem für die Ge- 
währung von Aufbaudarlchen 180 Mio DM 
zur Verfügung. Von den Ländern wird neben 
den eigenen Haushaltsmitteln für die länd- 
liche Siedlung und den auf den Wohnteil 


ländlicher Siedlungen entfallenden Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaues der Betrag von 
100 Mio DM auf gewendet, der ihnen gemäß 
§ 46 Abs. 2 BVFG aus dem Lasten ausgleichs- 
fonds als Darlehen bereitgestellt ist. 

Bis zum 1. Dezember 1953 waren von durch 
Bewilligung vergebenen 60 Mio DM Aufbau- 
darlehen bereits 44,5 Mio DM und von den 
Bundeshaushaltsmitteln 26,4 Mio DM ausge- 
zahlt. 

Von den den Ländern gemäß § 46 Abs. 2 BVFG 
bereitgestellten 100 Mio DM sind bis zum 
1. Dezember 1953 83 Mio DM freigegeben, 
die laufend abgerufen werden. 

Dr, h. c. Lübke 



